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läuten , die Träger traten zu dem Sarge und der Oberhofprediger

Walz hielt eine kurze Rede . Vor dem Schloß war das zur Leichen⸗

parade befehligte Militär aufmarſchiert . Der übrige Teil der Be⸗

ſatzung bildete Spalier von der Schloßwache bis zur reformierten

Kirche, die uniformierte Bürgerwehr von hier bis zum Durlacher Thor .
Als der Sarg auf den Leichenwagen gehoben wurde , während die

Truppen das Gewehr präſentierten , die Fahnen ſich zum letzten Gruße

ſenkten und die Hautboiſten den Choral „Jeſus meine Zuverſicht “

blieſen , bemächtigte ſich aller auf dem weiten Schloßplatz Anweſenden
die tiefſte Rührung und kein Auge blieb trocken .

Ein endloſer Zug Leidtragender : der Großherzog Karl und alle

übrigen Mitglieder des Großherzoglichen Hauſes , die Standesherren ,
der Adel , die Miniſter und alle Behörden , die Vertretung der Stadt

Karlsruhe , ſowie des Stadt - und Landamtes , folgte dem Leichen —

wagen zu Fuße bis Gottesaue , wo diejenigen Perſonen , welche be —

ſtimmt waren , die Leiche bis Pforzheim zu begleiten , die Wagen

beſtiegen , die inzwiſchen durch den hinteren Schloßgarten nach der

Durlacher Allee gefahren waren . Der ganze Weg war durch Pech⸗

kränze und Wachtfeuer beleuchtet . In der fürſtlichen Gruft zu Pforz⸗

heim wurde am Morgen des 24 . Juni die Leiche beigeſetzt .
Am 30 . Juni fand in der Karlsruher Schloßkirche eine Trauer⸗

feier ſtatt . Nach der Aufführung des Requiem von Mozart hielt

Oberhofprediger Walz die Trauerrede , welcher die Verleſung einer

kurzen Darſtellung der wichtigſten Momente aus dem Leben des

verewigten Großherzogs folgte . Am 1. Juli wurde in der katho —

liſchen Kirche ein Gottesdienſt abgehalten , welchem — wie jenem in

der Schloßkirche — Großherzog Karl mit dem ganzen Hofſtaate bei⸗

wohnte . Die ungeſchickte Rede , die bei dieſem Anlaß der katholiſche

Stadtpfarrer Dereſer hielt , erregte allgemeine Entrüſtung und veran —

laßte die alsbaldige Entfernung dieſes Geiſtlichen aus der Reſidenzſtadt .

Auch die Iſraeliten verauſtalteten in ihrer Synagoge eine Todesfeier ,
bei welcher nach Abſingung mehrerer Pfſalmen der Oberrat und Ober⸗

landesrabbiner Aſcher Löw eine Trauerrede in deutſcher Sprache hielt .

Regierung und Gemeindeverfaſſung .

Mit dem Ableben des Großherzogs Karl Friedrich endigte

eine Periode patriarchaliſcher Regierung , deren Segen zunächſt die
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beiden Markgrafſchaften , dann aber auch die mit denſelben neu ver⸗

einigten Landesteile in reicher Fülle genoſſen hatten . Eine Reihe

ausgezeichneter Staatsmänner war aus der alten in die neue Zeit

übergegangen und hatte auf Befehl und ſpäter , als der greiſe Fürſt

ſelbſt keinen thätigen Anteil an der Lenkung der Staatsgeſchäfte mehr

nehmen konnte , in ſeinem Sinne und den Überlieferungen ſeiner großen

Zeit entſprechend , die verſchiedenen Zweige der Staatsverwaltung in

vortrefflicher Weiſe gepflegt . Zu dieſen waren im Laufe der Zeit
andere Staatsmänner hinzugetreten , teilweiſe den neuerworbenen Ge⸗

bieten entſtammend und ſchon in deren Verwaltung erprobt zund be⸗

währt , der Freiherr von Gemmingen zu Bonfelden , die Freiherren
von Dalberg , von Hövel , von Hacke, von Gayling , von Andlaw . der

Heidelberger Profeſſor Klüber , die Herren von Hofer und von

Türckheim u. a.

Durch die Conſtitutions - und Organiſationsedikte wurde i⸗
ganze Verfaſſung und Verwaltung des Staates neu geregelt und die

Annahme des franzöſiſchen Civilrechtes , des Code Napoleon , gab
dem aus ſo vielen Beſtandteilen zuſammengeſetzten Lande ein ge —

meinſames Geſetzbuch , das doch nicht fklaviſch dem franzöſiſchen Vor —

bilde entnommen war , ſondern durch viele Zuſatzartikel den An —

forderungen der Landesart und Sitte hinreichend Rechnung trug .

Durch die Veränderungen in der Organiſation der Verwaltung
und in der Geſetzgebung wurden auch die Verhältniſſe der Ge⸗

meinden ſehr weſentlich berührt .
Im Laufe des erſten Jahrzehnts des 19 . Jahrhunderts wurden

dieſe zweimal — in den Jahren 1807 und 1809 — zum Gegenſtande

geſetzgeberiſcher Regelung gemacht , nachdem ſie bis dahin im Weſent⸗

lichen durch die im Jahre 1794 erlaſſene und 1805 wieder aufge —

legte Hofratsinſtruktion geordnet geweſen waren , die ihrerſeits auf
der Kommun⸗Ordnung von 1760 beruhte . Über Verfaſſung und

Verwaltung der Gemeinden waren allgemeine Grundſätze aufgeſtellt ,
die aber — wie wir es auch bezüglich Karlsruhes geſehen haben —

durch beſondere Freiheitsbriefe , welche den einzelnen Städten erteilt

wurden , nach den örtlichen Verhältniſſen und Bedürfniſſen mannig —

fache Abänderungen erlitten . Da in den Karlsruher Freiheitsbriefen
über die Beſtallung des Gemeinderats und des Bürgermeiſters keine

beſonderen Vorſchriften gegeben ſind , traten auch für dieſe die all⸗

e
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gemein geltenden Beſtimmungen in Kraft , wonach der Gemeinderat ſich

durch Kooptation ergänzte , der Bürgermeiſter durch die Gemeinde oder

einen Ausſchuß derſelben gewählt wurde , während für Gemeinderat

wie Bürgermeiſter ein unbeſchränktes Beſtätigungsrecht der Staats⸗

behörde beſtand . Für die Dauer des Dienſtes der Gemeindebeamten

war keine Zeit beſtimmt , in der Regel hatten ſie ihre Amter auf

Lebenszeit inne . Eine Verſammlung der Gemeinde konnte nur mit

Bewilligung der Staatsbehörde erfolgen . Bei der Verwaltung der

Gemeindeangelegenheiten kam dem Staate das Recht der Obervor —

mundſchaft , der „ Bevogtung “ zu , aus welcher ſich eine Überwachung
der geſamten Gemeindeverwaltung , u. a. auch eine regelmäßige

Rechnungsabhör ergab .
Im Jahre 1807 erhielt durch das zweite und ſechſte Konſti—⸗

tutionsedikt das Gemeindeweſen eine neue Regelung . Wie bisher
wurden auch durch dieſe neue Geſetzgebung die Städte anders behan —
delt als die Landgemeinden . Ihnen blieben die Vorrechte erhalten ,

welche ihnen durch die Freiheitsbriefe verliehen worden waren . An

der Wahl der Gemeinderäte und Gemeindevorſteher wie am Be —

ſtätigungsrecht der Regierung wurde keine Anderung vorgenommen .

Eine Verſammlung der Gemeinde oder ihres Ausſchuſſes fand nur

in beſonderen durch das Geſetz beſtimmten Fällen ſtatt . Nach wie

vor behielten die Gemeinden die rechtliche Stellung Minderjähriger ,

ſo daß ihnen einerſeits , wie dieſen , die Fürſorge der Aufſichtsbehörde

zugute kam , anderſeits aber auch ihre Dispoſitionsfähigkeit mit den

Schranken umgeben war , welche die Rechtsgeſetzgebung für die Minder —

jährigen gezogen hatte .

Tiefer und in gewiſſer Beziehung die hisherigen Verhältniſſe

völlig umgeſtaltend griff die Geſetzgebung des Jahres 1809 durch
das Edikt vom 26 . November in das Leben der Gemeinden ein .

Im Zuſammenhang mit der Einführung des franzöſiſchen Civil⸗

rechts wurden auch andere Teile der Geſetzgebung nach franzöſiſchem

Muſter neugeſtaltet . Der deutſchrechtliche Charakter der Gemeinde

als einer abgeſchloſſenen , für ſich beſtehenden Körperſchaft verſchwand

zugunſten einer Staatsanſtalt , die dem geſamten Verwaltungsorganis —⸗
mus als unterſtes Glied in ſeinem Aufbau eingeordnet wurde . Der

Unterſchied zwiſchen Stadt - und Landgemeinden , der bisher als ein

ganz weſentliches Element in der Gemeindegeſetzgebung beſtanden
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hatte , hörte auf, alles wurde nach Normen geregelt , die für die

ſämtlichen Gemeinden , ohne Rückſicht auf Größe , Bedeutung und

geſchichtliche Vergangenheit , die gleichen waren .
5

Für eine ſo junge Stadt wie Karlsruhe war dieſe nivellierende

Tendenz der Geſetzgebung weniger empfindlich als für jene Städte ,

die eine Jahrhunderte alte Geſchichte durchlebt und in langen Zeit⸗

räumen ſich eigenartig entwickelt hatten . Blieb auch die Verwal —

tung der Gemeindeangelegenheiten dem Gemeinderat überlaſſen , ſo

waltete dieſer ſeines Amtes doch eigentlich nur als ein völlig ab⸗

hängiges Organ der Regierung . Dieſe Stellung der Gemeinde er —

＋hielt auch dadurch ihren Ausdruck , daß die Bürgermeiſter zwar von

den Gemeinden — nicht wie bisher von den Gemeinderäten —

gewählt , aber von der vorgeſetzten Staatsbehörde nicht mehr nur

beſtätigt , ſondern ernannt wurden . Wo es die Behörde für nötig

erachtete , konnte dem Ortsvorgeſetzten ein Stellvertreter beigegeben

werden , der indes nur bei Verhinderung des Vorgeſetzten in Thätig —

keit trat . In den Städten hieß der Vorgeſetzte Bürgermeiſter , auch

erſter oder Oberbürgermeiſter , ſein Stellvertreter zweiter Bürgermeiſter .

Die Mitglieder des Gemeinderats und eben ſo die von ihnen ge⸗

wählten Stadtrechner und Ratſchreiber bedurften der amtlichen Be⸗

ſtätigung . Nur die niederen Bedienſteten durfte der Gemeinderat

ohne weiteres ernennen . Die Dauer der Gemeindeämter auf Lebens⸗

zeit , vorbehaltlich der durch die zuſtändige Behörde auszuſprechenden

Entlaſſung , blieb beſtehen . In Gemeinden , die mehr als 3000

Seelen zählten, trat an Stelle der Gemeindeverſammlung ein von

der Gemeinde gewählter Bürgerausſchuß . Die Beſchlüſſe , welche von

der Gemeindeverſammlung bezw. dem Bürgerausſchuſſe gefaßt wurden ,

bedurften der Staatsgenehmigung . Die hier einſchlägigen Geſchäfte
konnten aber auch einſeitig von der Staatsbehörde ohne Rückſicht

auf die Wünſche der Gemeinde entſchieden werden .

Die frühere Theilnahme der ſämtlichen Gemeindeglieder an der

Gemeindeverwaltung in wichtigen , das Gemeindevermögen betreffenden

Angelegenheiten wurde vermißt , als infolge der größeren Anſprüche ,

welche die moderne Staatsentwickelung an die Gemeinden ſtellte , in⸗

beſondere aber infolge der ſchweren Belaſtung des Gemeindever —

mögens und der Heranziehung der Einzelnen zu den Gemeindelaſten , 8
welche durch die kriegeriſchen Ereigniſſe herbeigeführt waren , die
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ganze Verantwortung auf die Gemeinderäte und die Bürgermeiſter
fiel. Mißtrauen und Uneinigkeit im Gemeindeleben machte ſich

geltend und die auf Lebensdauer erwählten und durch Kooptation

ſich ergänzenden Gemeinderäte , welche immer mehr einem ſchleppenden

Geſchäftsgang ohne Initiative und Thatkraft verfielen , in denen

Kaſtengeiſt und Vetterſchaften herrſchend waren , konnten die Aufgaben ,

die ihnen , wenn auch in beſcheidenen Grenzen , geſtellt waren , nicht

mehr in befriedigender und erſprießlicher Weiſe löſen .

In Karlsruhe war das nicht anders als in den andern Städten

des Landes . Da war es denn von großer Bedeutung , daß im Jahre

1809 ein Mann zum erſten Bürgermeiſter gewählt wurde , der durch

ſeine ganze Perſönlichkeit zu einer würdigen Vertretung der Haupt⸗

und Reſidenzſtadt und zu einer verſtändigen Leitung ihrer Angelegen⸗

heiten vortrefflich vereigenſchaftet war . Wilhelm Chriſtian Gries⸗

bach , der am 8. April 1772 geborene Sohn des 1804 verſtorbenen

Kabinetsſekretärs Griesbach , der im elterlichen Hauſe eine aus⸗

gezeichnete Erziehung erhalten und lebhaftes Intereſſe an der höheren

wiſſenſchaftlichen und litterariſchen Bildung , die in dieſem Hauſe ſtets

eine Heimſtätte fand , gewonnen hatte , war nicht minder , wie es auch

ſein Vater geweſen , ein ſehr tüchtiger Geſchäftsmann und führte das

von ſeinem Vater ererbte große Tabaksgeſchäft mit Eifer und Ein⸗

ſicht weiter , das ſich unter ſeiner Leitung noch mehr vergrößerte.
Als Griesbach zum Bürgermeiſter gewählt wurde , beſtand das

Perſonal der ſtädtiſchen Verwaltung außer ihm aus dem zweiten

Bürgermeiſter und elf Stadträten ( Senatoren ) , von denen einer die

Stelle des Stadtverrechners , ein zweiter jene des Ratſchreibers verſah .

Das Subalternperſonal beſtand aus einem Aktuar und einem oder

zwei Dekopiſten , einem Stadtwachtmeiſter , zwei Ratsdienern , einem

Fleiſchwäger , einem Schlachthausaufſeher und vier Stadtdienern .
Die Beſoldung des erſten oder Ober - Bürgermeiſters belief ſich

auf 150 Gulden aus der Stadtkaſſe , den kleinen Sporteln für Auf⸗

drückung des Stadtſiegels und einem Fünfzehntel an dem Ertrag der

Gewährgelder . Griesbach überließ dem zweiten Bürgermeiſter —

damals Herr Dollmätſch — die Hälfte ſeines fixen Gehaltes .

Dieſer bezog außerdem ein kleines Honorar aus der Wachtgeldfond⸗
kaſſe und als Ratſchreiber jährlich 30 Gulden aus der Stadtkaſſe

und verſchiedene Sporteln von ſehr mäßiger Einträglichkeit . Die
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übrigen Mitglieder des Stadtrates hatten keine Beſoldung aus der

Stadtkaſſe . Die Bezüge eines jeden beſchränkten ſich auf ein Fünf⸗

zehntel an dem Ertrage der Gewährgelder und ein Neujahrsgeſchenk ,
das in einem 4 Loth ſchweren ſilbernen Löffel beſtand , der , wie wir

den Aufzeichnungen eines Karlsruher Bürgers entnehmen , von den

Senatoren mit Vorliebe zu Patengeſchenken verwendet wurde . Einige

bekleideten , wie z. B . der Stadtverrechner , ſtädtiſche Amter und erhielten

dafür kleine Vergütungen , die ſich zwiſchen 8 und 100 Gulden jähr⸗

Flich bewegten . Der Bürgerausſchuß zählte 14 Mitglieder .

Die ſtädtiſchen Linanzen .
Die langen Kriegsjahre mit ihren vielen Laſten hatten die

Finanzen der Reſidenzſtadt , die von Anfang an keine glänzenden

waren , ſchwer geſchädigt . Schon im Jahre 1802 war der Stadt

und dem Oberamt eine von Georgi 1803 an verzinsliche Kon —

tributionsſumme von 264000 fl. auferlegt und befohlen worden ,

dieſe in der Eigenſchaft einer Staatsabgabe auf das Grundvermögen
und den Gewerbeſtand , mittels Beizugs aller herrſchaftlichen und ſonſt
von den gewöhnlichen Staatsabgaben befreiten Objekte dieſer Art , in

der Weiſe zu verteilen , daß die ganze Schuldigkeit mit fortlaufenden
Zinſen in zehn Jahren getilgt werde . Da man ſich nicht ſofort über

die richtige Auswahl der Steuerobjekte und deren Anlage vereinigen

konnte , überdies der damals noch angeordnet geweſene Kriegsſteuer —

Einzug nicht beendigt war , neben dem man , beſonders in den gegen -

über der begünſtigten Stadt Karlsruhe viel ſchwerer belaſteten Land⸗

orten des Oberamts , neue Steuern nicht erheben wollte und endlich
die neuen Kriegsereigniſſe eine Stockung in den Geſchäftsgang brachten ,

ſo verfloſſen drei Jahre , in denen die Schuld noch um den Betrag
der inzwiſchen fälligen Zinſen anwuchs . Erſt im September 1806

war man ſoweit gekommen , die ganze beitragspflichtige Kapitalsſumme

zu berechnen und darauf die Kontributionsſumme auszuſchlagen , wo⸗

nach ( nach Abzug der während des Kriegs geleiſteten Kontributions - und

Kriegslieferungen ) in der Stadt Karlsruhe , ohne die von Georgi
1803 nachzutragenden Zinſen , den Gulden Kapital 24½ Kreuzer , in 4

Klein⸗Karlsruhe aber 27½ Kreuzer betraf . Obwohl ſeiner Zeit zur

allmählichen Abtragung dieſer Schuld , wie ſchon erwähnt , eine zehn⸗

jährige Friſt anberaumt war , ſo wurde doch am 20 . September 1806
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